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K. Zürcher, Zentralsekretär SVW Keine Resignation

Mit den sich immer rascher vollziehenden

Änderungen im Wohnungswesen,
und zwar sowohl in baulicher,

gesetzlicher und finanzieller Hinsicht,
wachsen auch die Anforderungen an die
verantwortlichen Funktionäre der Bau-
und Wohngenossenschaften. Der
Idealismus, welcher zur Gründung der
Genossenschaften führte und bei vielen
Funktionären auch heute noch vorhanden

ist, ändert nichts an der Tatsache,
dass in absehbarer Zukunft die in sie
gestellten Aufgaben zum Teil weitgehend
nicht mehr ehrenamtlich erfüllt werden
können. Dies ist auch vielfach einer der
Gründe für das Am-Platz-Treten
verschiedener gemeinnütziger Bauträger.

Auch die Bau- und Wohngenossenschaften

werden vom Sog der
wirtschaftlichen Entwicklung mitgerissen,
und diese wird sie zur Rationalisierung
ihrer Tätigkeit zwingen. Der Zeitpunkt
hiefür ist in den meisten Fällen eine Frage

der Personen. Bestimmt freuen wir
uns darüber, dass es heute noch
Genossenschaften gibt, wo alles ehrenamtlich
oder bei symbolischer Entschädigung
gemacht wird. Die zeitliche Belastung
einzelner Funktionäre ist aber vielfach
einfach zu gross und zwingt bei deren
Ausscheiden zu entscheidenden
Massnahmen.

Der Zusammenschluss verschiedener
kleinerer Genossenschaften bei
Sachfragen oder deren Anschluss an bestehende

Rechnungszentren dürfte vielfach

nur noch eine Frage der Zeit sein. Es

ist deshalb gerade für diese Genossenschaften

erfreulich, dass auf Initiative
des Schweizerischen Verbandes für
Wohnungswesen letztes Jahr die Logis
Suisse SA gegründet worden ist. Diese
Gesellschaft wird neben der ihr gestellten

baulichen Aufgabe auch einen
Dienstleistungsbetrieb für die
Genossenschaften aufbauen. Damit bleibt die
Selbständigkeit - die ja bei der förderali-
stischen Struktur unserer Bau- und
Wohngenossenschaften eine grosse Rolle

spielt - gewährleistet. Sie entlastet
diese aber zumindest auf dem rechnerischen

Sektor, sofern die verschiedenen
im Aufbau begriffenen Dienstleistungsbetriebe

der Logis Suisse SA
beansprucht werden. Somit besteht auch für
die älteren und um das
Genossenschaftswesen verdienten Funktionäre
absolut kein Grund zu irgendwelcher
Resignation für die Zukunft ihrer
Genossenschaft.

Eine gewisse Zurückhaltung lässt sich
auch bei jenen Genossenschaften
feststellen, die während Jahren trotz allen
Schwierigkeiten immer wieder
Wohnungen planten und bauten. Die steigenden

Bau- und Bodenpreise, Kapitalzinserhöhungen

und die zwangsläufig damit
verbundenen hohen Mietzinse lassen das
Risiko für diese Genossenschaften
immer grösser werden. Dazu kommen
vielerorts behördliche Schikanen und
neuerdings auch die Auswirkungen der
Energiekrise, welche für die Bauträger
respektive deren Mieter neue Belastungen

bringen.

Man stellt auch fest, dass an einigen
Orten die Vermietung von Neubauwohnungen

in letzter Zeit etwelche
Schwierigkeiten bereitet. Dabei handelt es sich
aber weitgehend um Luxuswohnungen,
deren Mietzinse in keinem vertretbaren
Verhältnis zum Einkommen der meisten
Wohnungssuchenden stehen. Wohnungen

mit tragbaren, den Einkommen ihrer
Bewohner angepassten Mietzinsen fehlen

auch heute und werden ebenfalls in
Zukunft fehlen. Behördlicherseits
schätzt man den jährlichen Bedarf an
solchen Wohnungen auf 20000-25000.
Dazu kommt die wachsende Nachfrage
nach Wohnungen für Betagte, welchen
in den nächsten Jahren besonders im
Hinblick auf die steigende Lebenserwartung

eine ganz besondere Bedeutung
zukommt.

Die Bemühungen der Bau- und
Wohngenossenschaften, den Familien
angepassten Wohnraum mit tragbaren
Mietzinsen zu schaffen, werden in der
Zukunft mehr denn je von den
Förderungsmassnahmen der öffentlichen
Hand abhängig sein. Wir geben deshalb
der Erwartung Ausdruck, dass mit dem
Bundesgesetz zur Förderung des
Wohnungsbaus und des Erwerbs von
Wohnungs- und Hauseigentum verschiedene
den gemeinnützigen Wohnungsbau bisher

hemmende Schwierigkeiten beseitigt

werden. Anlässlich der Pressekonferenz

vom 15. Oktober 1973 in Bern hat
Bundesrat Brugger darauf hingewiesen,
dass der Erfolg der kommenden
Förderungsmassnahmen wesentlich davon
abhängen wird, ob genügend Bauträger
von den Verbilligungsaktionen
Gebrauch machen werden. Sicher wird sich
eine grosse Zahl von Bau- und
Wohngenossenschaften dieser Aufgabe annehmen.

Sie erwarten aber, dass der Entwurf
für das Wohnbau- und Eigentumsförde¬

rungsgesetz bei der kommenden Beratung

durch die eidg. Räte nicht verwässert,

sondern dass für dieses Gesetz so
schnell wie möglich grünes Licht gegeben
wird.

Das Gesetz kann für die gemeinnützigen

Bauträger zu einer wertvollen
Unterstützung ihrer bisherigen Bemühungen
werden, wenn auch die Ausführungsbestimmungen

entsprechend erarbeitet
werden. Ist dies der Fall, so werden auch
sie weiter planen und bauen und die
ihnen zugedachte Aufgabe weiterführen.

Sozialer Wohnungsbau:
Erhöhung der
Einkommens- und
Vermögenslimiten

Der Index hat auf Ende Oktober 1973
den Stand von 143,1 Punkten erreicht.
Die Voraussetzungen für eine Anpassung

der Einkommens- und Vermögensgrenzen

sind somit eingetreten.
Die Einkommens- und Vermögensgrenzen

werden daher wie folgt abgeändert:

Die zulässige Einkommensgrenze
zum Bezug einer verbilligten Wohnung
wird von Fr. 24000- auf Fr. 26400
erhöht.

Die zulässige Vermögensgrenze wird
von Fr. 60000.- auf Fr. 66000.- angehoben.

Wie bisher steht es den Kantonen frei,
in ihren eigenen Vorschriften niedrigere
Einkommens- und Vermögensgrenzen
festzusetzen.

Bei einer Veränderung des Landesindexes

der Konsumentenpreise um 10

Prozent, ausgehend vom Indexstand
139,8 Punkten, werden die Einkommensund

Vermögensgrenzen entsprechend
angepasst.

Diese neuen Einkommens- und
Vermögensgrenzen gelten für alle seit dem
1. März 1966 in dieser Bundesaktion
begünstigten Wohnungen; sie treten auf
den 1. Januar 1974 in Kraft.
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